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Blatt 


_ ber Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
J eee 


+ Marienwerder, den 27. Januar 1897. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 
Statut 
. für 
die Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Sacollno-Paruſchke 
im Kreiſe Flatow. ) 


Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc. 
Grund der 55 57 und 65 des Geſetzes 
J. April 1879 (Seſetz⸗ Sammlung Seite 297 

nach Anhörung der Betheiligten was folgt: 
§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ 
Bebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde: 
eine! N Sacollno, Paruſchke und Krojanke werden zu 
6 er Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer 
des adſtacke nach Maßgabe des Meliorationsplanes 
% Meliorations⸗Bauinſpektors Fahl vom 10. April 
94 durch Ent⸗ und Bewäſſerung zu verbeſſern. 
as Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör 
eliorationsplanes bildenden Karte des Me⸗ 
ns⸗Bauinſpektors Fahl vom gleichen Tage dar⸗ 
„daſelbſt mit einer Begrenzungslinie in grüner 
fände bezeichnet und bezüglich der betheiligten Beſitz⸗ 
Re K der Genoſſenſchafts⸗Mitglieder in den zugehörigen 
giſtern ſpeziell nachgewieſen. 
Dat Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
x nis des genehmigten Statutes Bezug nehmenden 
behörnigungsvermerke verſehen und bei der Aufſichts⸗ 
Zuftelfen er Genoſſenſchaft niedergelegt. Die auf- 
ginn enden ſpeziellen Meliorationspläne ſind vor Be⸗ 
Aufi KR Ausführung ſeitens des Vorſtandes der 
5 eliorutzebörde gum Zwecke der Prüfung durch den 
zureichen ons⸗Baubeamten und zur Genehmigung ein⸗ 
An Ga änderungen des Meliorationsprojektes, welche 
ausſtellen 74 Ausführung fih als erforderlich her⸗ 
birr nnen vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande be⸗ 
nehmigun then. Der Beſchluß bedarf jedoch der Ge⸗ 
Vor Gir, ſtaatlichen Aufichtsbehörde. 
Genoffen rtheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
änderte A Oren, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
R da werden. 
„Entwäſſerungs ag, Genoſſenſchaft führt den Namen: 
hat ihren Sig in Soon Sacollno⸗Paruſchke 


verordnen auf 
Dom 


des Sy 
lioratio 
geſtellt 


Ausgegeben in Marienwerder am 28. Januar 1897. 


§ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter- 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach 
den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringen⸗ 
den Verwendung für die einzelnen betheiligten Grund⸗ 
ſtücke erforderlichen Einrichtungen, wie Umbau und 
Beſamung von Wieſen, Anlage und Unterhaltung be⸗ 
ſonderer Zu⸗ und Ableitungsgräben u. ſ. w. den be⸗ 
treffenden Eigenthümern überlaſſen. Dieſelben ſind 
jedoch gehalten, den im Intereſſe der ganzen Me⸗ 
lioration getroffenen Anordnungen des Vorſtehers Folge 
zu leiſten. 

§ 4. Außer der Herſtellung der im Projekte 
und vorſtehend vorgeſehene Anlagen liegt dem Ver⸗ 
bande ob, Binnen - Entwäſſerungs⸗ Anlagen innerhalb 
des Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar find, zu ver⸗ 
mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das 
Beitragsverhältniß von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt 
iſt, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer 
durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, 
unterſteht der Aufficht@des Vorſtehers. 

8 5. Die gemeinfhaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes angenommenen Meliorationstechnikers 
in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. 

Der mit der Aufficht betraute Techniker hat das 
Bauprogramm aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne aus⸗ 
zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen Unter⸗ 
lagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vorzulegen, 
überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen 
der Arbeiten nothwendigen Maßregeln rechtzeitig an⸗ 
zuregen und vorzubereiten, die Ausführung zu leiten 
und die für Aenderungs⸗ und Ergänzungsanträge, für 
Abſchlagszahlungen und für die Abnahme erforderlichen 
Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben 
abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen der Zu⸗ 
timmung des Meliorationsbaubeamten. Auch im 
Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen Angelegen⸗ 
heiten während der Bauausführung den Rath dea 
Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu berück⸗ 


und ſichtigen. 


Nach Beendigung der Ausführung hat der Me 


— & 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feit- 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, 
beziehungsweiſe mit den von der Auffſichtsbehörde gez 
nehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei 
Kontrol⸗Meſſungen erforderlich fein, fo ſind dieſelben 
unter Leitung des Meliorations⸗Baubeamten von ver⸗ 
eideten Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten ſind von 
der Genoſſenſchaft zu tragen. 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchafts-Anlagen erwachſenden Vortheil. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags ⸗Verhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen 
Grundſtücke ſpeziell aufgeführt werden. Nach Ver⸗ 
hältniß des ihnen aus der Melioration erwachſenden 
Vortheils werden dieſelben in drei Klaſſen getheilt, 
und zwar ſo, daß ein Hektar der dritten Klaſſe mit 
dem einfachen, ein Hektar der zweilen Klaſſe mit dem 
ein und einhalbfachen und ein Hektar der erſten Klaſſe 
mit dem zweifachen Beitrage heranzuziehen iſt. 

§ 7. Die Einſchätzung in dieſe drei Klaſſen 
erfolgt durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sach⸗ 
verftändige unter Leitung des Vorſtehers, welcher bei 
Meinungsverſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach 
vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung in den Ge— 
meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz 
oder theilweiſe angehört und nach erfolgter Veröffent⸗ 
lichung dieſer Bekanntmachung wird das Genoſſenſchafts⸗ 
kataſter vier Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen 
in der Wohnung des Vorſtehers ausgelegt. Ab⸗ 
änderungs⸗Anträge muſſen innerhalb dieſer Friſt Schrift 
lich bei dem Vorſteher angebracht werden. Nach Ab⸗ 
lauf der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm ſchrift⸗ 
lich eingegangenen Abänderungs Anträge der Aufſichts⸗ 
behörde vorzulegen. Die Letztere, beziehungsweiſe deren 
Kommiſſar, läßt unter Zuziehung der Beſchwerdeführer 
und eines Vertreters des Vorſtandes die erhobenen 
Reklamationen durch die von der Aufſichtsbehörde zu 
bezeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit dem 
Ergebniß der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer 
und der Vertreter des Vorſtandes von dem Kommiſſar 
bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Gut⸗ 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
feſtgeſtellt, andernfalls ſind die Verhandlungen der 
Aufſichtsbehörde zur Entſcheidung einzureichen. Die 
bis zur Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung 
entſtandenen Koſten find in jedem Falle von der Ge: 
noſſenſchaft zu tragen. Wird eine Entſcheidung er⸗ 
forderlich, ſo ſind die weiter erwachſenden Koſten dem 
unterliegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Reviſions⸗ 
verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

S 8. Im Falle einer Parzellirung find die Ger 


R — 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor⸗ 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb: 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

8 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von den Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Be⸗ 
träge beizutreiben. 

8 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genom⸗ 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter⸗ 
haltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm 
aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent⸗ 
ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
das nach Vorſchrift dieſes Statutes zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
Uebrigen richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem 
Verhältniſſe der Theilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten, und zwar in der Weiſe, daß bis zu 10 ha 
auf jedes auch nur angefangene ha eine Stimme, 
ferner über 10 bis 20 ha auf je 2 ha eine weitere 
Stimme und über 20 ha hinaus auf je 3 ha eine 
weitere Stimme entfällt. Auch ſoll in den letzteren 
Fällen für den bei Theilung durch 2 beziehungsweiſe 3 
überſchießenden Bruchtheil eine weitere Stimme gez 
geben werden. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande zu ent 
werfen und nach vorgängiger öffentlicher Bekanntmachung 
der Auslegung vier Wochen lang zur Einſicht der 
Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers auszulegen. 
Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte ſind an keine 
Friſt gebunden. 

§ 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 

b. vier Repräſentanten der Genoſſenſchaftsmit⸗ 
glieder. Von dieſen müſſen 2 in Sacollno, 
je einer in Paruſchke und Krojanke ihren 
Wohnort haben. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
General⸗Verſammlung feſtzuſetzende Entſchäbigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 
vertretern werden von der General⸗Verſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 


Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 

eiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ 
meindewahlen. 

l $ 13. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo 
dient dazu ein Zeugniß der Auffichtsbehörbe. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die 

epräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 
egenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 

Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am Er⸗ 
einen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vor: 
eher anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stell⸗ 

vertreter zu laden. 

„ 8 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 

Verwaltungsbefugniſſe deim Vorſtande oder der General⸗ 
erſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
elbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen- 

heiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a. die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu 
veranlaſſen und zu beaufſichtigen; 

über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie 
über die Wäſſerung, die Grabenräumung, die 
Heuwerbung und die Hütung auf den Wieſen 
mit Zuſtimmung des Vorſtandes die nöthigen 
Anordnungen zu treffen und die etwa erforder⸗ 
lichen Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen; 

die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ 


zeichnen. Zur Abſchließung von Verträgen 
hat er die Genehmigung des Vorſtandesein⸗ 
zuholen. Zur Gültigkeit der Verträge iſt dieſe 
Genehmigung nicht erforderlich; 
die nach Maßgabe dieſes Statutes und der 
Ausführungsvorſchriften von ihm angedrohten 
und feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Be⸗ 
trag von 30 Mark jedoch nicht überſteigen 
dürfen, zur Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 
$ 15. Die Genoſſenſchafts⸗Anlagen find in regel⸗ 
mäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenigſtens 
ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der Bau⸗ 
ausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und im 
Herbſte, ſtattzufinden hat. Die Schau wird durch den 
Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder 
ſind zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der 
Schautermin iſt rechtzeitig womöglich vier Wochen 
vorher, der Aufſichtsbehörde und dem Meliorations⸗ 
baubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, an der 
Schau theilzunehmen. Die von ihnen gemachten Vor⸗ 
ſchläge ſind zu beachten. Das Ergebniß der Schau 
iſt in einem Protokolle, für deſſen Aufbewahrung der 
Vorſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. Die Auffichts- 
behörde iſt befugt, erforderlichen Falles die nach 
techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung der im Projekte 
vorgeſehenen und ſtatutenmäßig beſchloſſenen Anlagen 
nothwendigen Arbeiten im Zwangswege auf Koſten der 
Genoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. Ueber 
Beſchwerden gegen die bezüglichen Anordnungen der 
Aufſichtsbehörde entſcheidet der Regierungspräſident 
endgültig. 
8 16. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und beffen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. 
Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die Ent⸗ 
laſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſtführung 
anordnen. E 
§ 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 
1. die Wahl der Vorſtandsmiiglieder und deren 
Stellvertreter; 
die Feſtſetzung der dem Vorſteher 
währenden Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
vertreter; 

4. die Abänderung des Statutes. 

§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 


2. zu ge: 


— 


zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
auf die Kaffe anzuweiſen und die Kaſſen⸗ behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
verwaltung mindeſtens zweimal jährlich zu erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 


revidiren; 

die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor: 
zulegen; 


nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (2 60 des Geſetzes 


die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 
führen und die Urkunden derſelben zu unter: Die Einladung erſolgt unter Angabe der Gegen: 


ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu 
machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

8 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über befondere auf ſpeziellen Rechtstiteln bez 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be⸗ 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statutes oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichtes frei, welche binnen 
zwei Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden 
muß. Die Koſten des Verfahrens ſind dem unter⸗ 
liegenden Theile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statutes gewählt. Wählbar 
iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu 
den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

§ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Ent⸗ 
wäſſerungs⸗Genoſſenſchaft Sacollno Paruſchke“ zu er⸗ 
laſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in die Flatower 


HN 


Zeitung und das Kreisblatt des Kreiſes Flatow auf: 
genommen. d 

8 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben, Berlin, den 21. Dezember 1896. 

gez. Wilhelm R. REL 

ggez. von Hammerſtein. 


Schönſtedt. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden te. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
des Lehrers Klonowski in Altmark zum erſten 
Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
amtsbezirk Altmark, Kreiſes Stuhm, an Stelle 
des aus dem Bezirke verzogenen Beſitzers Böttcher 
in Altmark und 
. bes Lehrers Dieſing in Altmark zum zweiten 
Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
amtsbezirk Altmark, an Stelle des zum erſten 
Stellvertreter ernannten Lehrers Klonowski in 
Altmark 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 18. Januar 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
3) Dieſer Nummer des Amtsblatts liegt der unter 
dem 4. Oktober v. 38. von dem Herrn Miniſter des 
Innern genehmigte Nachtrag zu den revidirten Statuten 
der Lebens: und Penſions Verſicherungs-Geſellſchaft 
„Janus“ in Hamburg als beſondere Anlage bei. 
Marienwerder, den 19. Januar 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
4) Nachdem von dem Reichstage die Wahl des Ab⸗ 
geordneten Holtz im fünften Wahlkreiſe des Regierungs⸗ 
Bezirks Marienwerder für ungültig erklärt worden iſt, 
habe ich auf Grund des § 34 des Wahl⸗ Reglements 
vom 28. Mai 1870 (B.⸗G.⸗Bl. S. 275) die erforder⸗ 
liche Erſatzwahl eines Abgeordneten zum deutſchen 
Reichstage für den genannten Wahlkreis angeordnet. 
Den Termin für die Wahl des Abgeord⸗ 
neten habe ich auf Mittwoch, den 31. März 
d. Js. und in Gemäßheit des 8 8 des Wahlgeſetzes 
vom 31. Mai 1869 (B.⸗G.⸗Bl. S. 145), ſowie des 
§ 2 des Wahl⸗Reglements vom 28. Mai 1870 den 
Tag, an welchem die Auslegung der Wählerliften 
zu der angeordneten Erſatzwahl zu beginnen hat, auf 
Montag, den 22. Februar d. J. feſtgeſetzt. 
Marienwerder, den 23. Januar 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Auf Grund des § 6 Artikel II des Reichs⸗Ge⸗ 
ſetzes vont 21. Juni 1887 (R. ⸗G.⸗Bl. S. 245) betreffend 


2) 
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Abänderung bezw. Ergänzung der Geſetze über die 
Quartierleiſtung und die Naturalleiſtungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden ſowie der Vorſchrift der 
Ausführungs⸗Inſtruction vom 30. Auguſt 1887 (R.⸗ 
e S. 433) unter Nr. 3 Abſatz 1 zu $ 9 des 
aturalleiſtungsgeſetzes werden nachſtehend mit einem 
ufſchlage von fünf vom Hundert die Durch⸗ 
ſchnitte der höchften Tagespreiſe, welche in den für die 
einzelnen Lieferungsverbände (Kreiſe) des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder feſtgeſetzten Hauptmarktorten 
13 19 Abſatz 2 und 3 des Kriegsleiſtungs⸗Geſetzes vom 
für Juni 1873) im Monat Dezember 1896 
ur Fourage gezahlt worden find, bekannt gemacht. 
„Es betrug im Monat Dezember 1896 der Durch⸗ 
ſchnitt der höchſten Tagespreiſe einſchließlich eines Auf: 
lages von fünf vom Hundert für 50 kg Richt⸗ 
Hafer. Heu. ſtroh. 
Ab Jb 


im Hauptmarktorte Jb 
Culm für den Kreis Culm 7,87 2,36 2,62 
latow für den Kreis Flatow 6,63 3,02 3,02 
t. Krone „ „Dt. Krone 6,51 2,88 2,36 
Dt. Eylau für die Kreiſe Löbau, 
Roſenberg und Strasburg 6,77 3,11 2,38 
karienwerder für den Kreis 
$ Marienwerder 7,01 3,15 2,36 
Konitz für bie Kreiſe Konitz, 
Schlochau und Tuchel 6,30 2,91 2,89 
Graudenz für die Kreiſe Grau⸗ 
denz und Schwetz 6,70 3,28 2,76 
Thorn für die Kreiſe Brieſen 
und Thorn 7,19 3,20 2,68 


Marienwerder, den 23. Januar 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
In folgenden Orten ſind im Monat Dezember 


8) 


u Poſthülfſtellen in Wirkſamkeit getreten: 
Glutbrowo, Beſtellungspoſtanſtalt Kamin Weſtpr., 
Ja d, v Zakrzewo Weſtpr., 
Ee) haus v Schönthal Weſtpr., 
Kl in Bislaw, Ç Groß Bislaw, 

ein Schliewitz, hr Groß Schliewitz, 


Klein Zirkwitz, Groß Zirkwitz, 


Kraml Waldau, „ Oſtrometzko, 
Kran, u Stolzenfelde, 
enn 755 v Schwornigatz, 
u Sinan, " Grunau, Bz. Bromberg, 
15 Tuchel L Tuchel, 
> Gotthelp, 
alat, T paints 
Lau 
S Ç v Schlochau, 
Stan ndorf, v ek Weſtpr., 
Wordel, 7 Zempelburg, 


1 Kamin Weſtpr. 
Bromberg, den 19. Januar 1897. k 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
rohe Bekanntmachung. 
mn deutsch- ſächſiſcher Güterverkehr. 
Mit Giltigkeit von 15. Januar 1897 iſt für 
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den Verkehr mit den Stationen der ſächſiſchen Staats⸗ 
bahnen ein Ausnahmetarif Nr. 12 für feuchte Stärke 
(auch feuchte Schlammſtärke) bei Aufgabe von mindeſtens 
10000 kg für den Frachtbrief und Wagen oder Fracht⸗ 
zahlung für dieſes Gewicht in Kraft getreten. Der 
Frachtberechnung werden die in dem Kilometerzeiger 
enthaltenen Entfernungen und die in der Allgemeinen 
Kilometer = Tariftabelle enthaltenen Frachtſätze des 
Spezialtarifs III zu Grunde gelegt. 
Danzig, den 21. Januar 1897. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
Bekanntmachung. 
Die 8. Auslooſung der auf Grund des Geſetzes 
vom 7. Juli 1891 ausgegebenen 3, %/, igen Renten⸗ 
briefe Littr. F. G. H. J. wird nach den Beſtim⸗ 
mungen der $$ 39, 41 und 47 des Geſetzes vom 
2. März 1850 über die Errichtung von Rentenbanken 
im Beiſein von Abgeordneten der Provinzial < erre: 
tung für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen und 
eines Notars am 
Dienſtag, den 16. Februar d. J., 
Vormittags 10 Uhr, 
in unſerem Geſchäftslokale hierſelbſt, Tragheimer 
Pulverſtraße Nr. 5 öffentlich ſtattfinden, was hiermit 
zur Kenntniß gebracht wird. 
Königsberg, den 16. Januar 1897. 
Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
9) Stationirung 
der Landbeſchäler im Jahre 1897. 


8) 


Im Regierungsbezirk Marienwerder werden in 
dieſem Frühjahr und zwar in den erſten Tagen des 
Monats Februar auf den nachbezeichneten Stationen 
Beſchäler des Königlichen Pommerſchen Landgeſtüts 
aufgeſtellt werden und kann die Stutenbedeckung bald 
nach dem Eintreffen der Hengſte unter den in jedem 
Stationsſtalle aushängenden Bedingungen beginnen. 


Ad 
& Stationsort Kreis E Z Bemerkungen 

DE 

11Sfieß Flatow 2 
21Pottlitz N 2 
3 Sypniewo 7 2 
41 Damnitz Schlochau 4 
5(Richenwalde ik 2 
Gfeinridswalde | 15 3 
7Prechlau 5 2 
8JOſterwick Konitz 2 
9Mehlgaſt Dt. Krone 2 
10ʃRoſe a 80 
2 


11]Hoffſtädt 


Labes, den 14. Januar 1897. 
Der Geſtüt⸗Direktor. von Maſſenbach. 


rn 


10) Bekanntmachung. 
Der konzeſſionirte Markſcheider Aloys Mann 
hat feinen Wohnſitz in Waldenburg ei / Schl. genommen. 
Breslau, den 19. Januar 1897. 
Königliches Oberbergamt. 
11) Königliche landwirthſchaftliche Akademie 
Poppelsdorf 
in Verbindung mit 
der Rheiniſchen Friedrich-Wilhelms⸗Univerſität Bonn. 


Das Sommer⸗Semeſter 1897 beginnt am 21. 
April d. J. gleichzeitig mit den Vorleſungen an der 
Univerſität Bonn. Der geſammte für Landwirthe, 
Kulturtechniker und Geodäten beſtimmte Lehrplan um⸗ 
faßt folgende Vorträge und Uebungen: 

Geheimer Regierungsrath, Direktor Profeſſor Dr. 
Freiherr von der Goltz: Landwirthſchaftliche Be⸗ 
triebslehre, II. Theil, Allgemeine Kulturtechnik, 
Landwirthſchaftliches Seminar. 

Profeſſor Dr. Körnicke: Landwirthſchaftliche Botanik 
und Pflanzenkrankheiten, Botaniſche Excurſionen. 
Profeſſor Pr. Gieſeler: Experimental⸗Phyſik, Phyſi⸗ 
kaliſches Praktikum, Erdbau und Waſſerführungen, 

Landwirthſchaftl. Maſchinenkunde. 

Proſeſſor Dr. Kreusler: Organiſche Experimental⸗ 
Chemie in Beziehung auf die Landwirthſchaft, 
Chemiſches Praktikum, Grundzüge der Chemie. 

Profeſſor Koll: Traciren, Nivelliren, Methode der 
kleinſten Quadrate, Geodätiſches Seminar, Geo⸗ 
dätiſches Rechnen, Uebungen im Nivelliren und 
Traciren. 

Profeſſor Dr. Veltmann: Algebra und algebraiſche 
Analyſis, Analytiſche Geometrie, Trigonometrie und 
darſtellende Geometrie, Mathematiſche Uebungen. 

Profeſſor Huppertz: Waſſerbau, Baumaterialienkunde, 
Baukonſtruktionslehre und Grundbau, Darſtellende 
Geometrie und Baukonſtruktionen, Darſtellende Geo⸗ 
metrie und Baukonſtruktionen (Uebungen). 

Profeſſor Dr. Ramm: Spezieller Pflanzenbau, Milch: 
wirthſchaft. 

Profeſſor Dr. Reinhertz: Praktiſche Geometrie für 
Landwirthe, Geodätiſches Seminar, Praktiſche Geo⸗ 
metrie, Uebungen in Landmeßkunde. 

Profeſſor Dr. Wohltmann: Taxationslehre, Allge— 
meiner Pflanzenbau. 

Profeſſor Dr. Hagemann: Experimentelle Thier⸗ 
phyſiologie, Thierphyſiologiſches Praktikum. 

Beißner, Garten-Inſpektor: Obſt⸗ und Weinbau, 
Gemüſebau. 

Profeſſor Dr. Gothein: Volkswirthſchaftslehre. 

Künzel, Meliorations⸗Bauinſpektor: Spezielle Kultur⸗ 
technik, Kulturtechniſche Uebungen. 

Profeſſor Dr. Laspeyres, Geh. Bergrath: Geognoſie, 
Geognoſtiſche Excurſionen u. mineralogiſche Uebungen. 

Profeſſor Pr. Ludwig: Landwirthſchaftliche Zoologie, 
II. Theil. 

Dr. Noll: Pflanzenphyſiologiſche und mikroskopiſche 
Uebungen. 
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Ir. Rieder: Erſte Hülfeleiſtung bei plötzlichen Un: 
glücksfällen. 

Schell, Departements -Thierarzt a. D.: Acute und 
Seuchenkrankheiten der Hausthiere, Aeußere Pferde⸗ 
kenntniß. 

Amtsrichter Profeſſor Dr. Schumacher: Verwaltungs⸗ 
recht, Landeskulturgeſetzgebung. 

Sprengel, Forſtmeiſter: Waldbau, Forſtſchutz. 

Geheimer Medizinal⸗Rath, Profeſſor Dr. Freiherr von 
la Valette St. George: Fiſchzucht. 

Weißweiler, Lehrer: Theoretiſch-praktiſcher Kurſus 
für Bienenzucht. 

Außer den der Akademie eigenen wiſſenſchaftlichen 
und praktiſchen Lehrhülfsmitteln, welche durch die für 
chemiſche, phyſikaliſche, pflanzen⸗ und thierphyſiologiſche 
Praktika eingerichteten Inſtitute, neben der landwirth— 
ſchaftlichen Verſuchsſtation und dem thierphyſiologiſchen 
Laboratorium eine weſentliche Vervollſtändigung in der 
Neuzeit erfahren haben, ſteht derſelben durch ihre Ver⸗ 
bindung mit der Univerſität Bonn die Benutzung der 
Sammlungen und Apparate der letzteren zu Gebote. 
Die Akademiker ſind bei der Univerſität immatrikulirt 
und haben deshalb das Recht, noch alle anderen für 
ihre allgemeine wiſſenſchaftliche Ausbildung wichtigen 
Vorleſungen zu hören, über welche der Univerſitäts⸗ 
Katalog das Nähere mittheilt. 

An der Akademie werden ſowohl Landwirthe wie 
Kulturtechniker und Geodäten (Landmeſſer) ausgebildet. 
Die Landwirthe können nach zweijährigem Studium 
eine Abgangsprüfung ablegen, welche fie zu Lehrer 
bezw. Direktorſtellen an landwirthſchaftlichen Winter⸗ 
ſchulen und Ackerbauſchulen befähigt; die mit Maturitäts⸗ 
zeugniß verſehenen Landwirthe werden nach drei⸗ 
jährigem Studium zur Staatsprüfung für Lehrer der 
Landwirthſchaft an Landwirthſchaftsſchulen zugelaſſen. 
— Für Landmeſſer beſteht an der Akademie eine 
Königliche Landmeſſer⸗Prüfungs-Kommiſſion. Die 
Prüfung für Landmeſſer iſt für alle, die ſich dieſem 
Berufe widmen wollen, obligatoriſch und kann nach 
zweijährigem Studium abgelegt werden. — Mit der 
Prüfung für Landmeſſer iſt diejenige für Kultur⸗ 
techniker verbunden; letztere kann aber auch getrennt 
von der erſteren ſtattfinden. 

Auf Anfragen wegen Eintritts in die Akademie 
iſt der Unterzeichnete gern bereit, jedwede gewünſchte 
nähere Auskunft zu ertheilen. Proſpekte und Stunden 
pläne verſendet das Sekretariat der Akademie auf 
Anſuchen koſtenfrei. 

Poppelsdorf bei Bonn, im Januar 1897. 


Der Direktor der Königl. landwirihſchaftlichen Akademie. 
Dr. Freiherr von ber Goltz, 
Geh. Reg.⸗Rath u. o. ö. Profeſſor an der Univerſität Bonn. 


12) Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund des § 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 
265) und des $ 143 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird für den 
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Stadtbezirk Schwetz unter Zuſtimmung des Magiſtrats 
olgendes verordnet. 
§ 1. Werkſtätten, Verkaufs⸗ und Lagerräume, in welchen 
Nahrungs⸗ und Genußmittel zubereitet oder auf: 
bewahrt werden, dürfen als Schlafſtellen nicht 
El benutzt werden. 
§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieje Polizeiverorduung 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu neun Mark, 
im Nichtbeitreibungsfalle mit Haft bis zu drei 
Tagen beſtraft. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Bekanntmachung im Schwetzer Kreisblatt in Kraft. 
Schwetz, den 9. Dezember 1896. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Bekanntmachung. 
5 Durch rechtskräftigen Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
es Kreiſes Strasburg Wpr. vom 30. November 1896 
(J. Nr. 8678 K. A.) iſt die Beſitzung Noſſek, deren 
eſtandtheile früher in kommunalrechtlicher Beziehung 
den fiskaliſchen Gutsbezirken Amt Lautenburg, 
orſtamt Löbau und Ruda gehört haben, von dieſen 
zirken abgetrennt und mit dem forſtfiskaliſchen Guts- 
ezirk Adl. Brinsk vereinigt worden. 
Strasburg, den 9. Januar 1897. 
14 Der Landrath. 
) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 
Joſef Cavaliere, Handelsmann, geboren am 
5. Februar 1855 zu Neapel, Italien, italieniſcher 
Staatsangehöriger, wegen ſchweren Diebſtahls 
(5 Jahre Zuchthaus, laut Erkenntuiß vom 21. 
Januar 1892), vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten 
zu Colmar, vom 14. Dezember v. J. 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
»Joſef Adlaßnig, Schneider, 19 Jahre alt, ge: 
boren und ortsangehörig zu Klagenfurt, Oeſter⸗ 
reich, wegen Bettelns und Obdachloſigkeit, vom 
Großherzoglich badiſchen Landeskommiſſär zu 
Mannheim, vom 22. Dezember v. J. 


83. 
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21. März 1876 zu Hammerdorf, Böhmen, orts⸗ 
angehörig zu Himmliſch⸗Rybnai, Bezirk Senften⸗ 
berg, ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, vom 
Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
otsdam, vom 24. Dezember v. J. 
Anton Förſter, Weber, geboren am 2. Februar 
1860 zu Rückersdorf, Bezirk Friedland, Böhmen, 
ö ſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns 
und groben Unfugs, von der Königlich ſächſiſchen 
Kreishauptmannſchaft zu Bautzen, vom 20. No⸗ 
be 2 
1875 8 ouska, Bäcker, geboren am 25. März 
>15 zu Unter⸗Bucitz, Bezirk Czaslau, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, von der Königlich bayeriſchen 
Polizei - Direktion zu München, vom 10. De⸗ 


S 


Rudolf Feiſtel, Stellmachergeſelle, geboren am 13. 


zember v, N. 


Johann Janſen, Backer, geboren am 7. Ok⸗ 

tober 1863 zu Gotenburg, Schweden, ortsangehörig 

ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs- Präſidenten zu Münſter, 

vom 17. November v. J. 

6. Julius Emil Enghoff Jenſen, Schneider, ge⸗ 

boren am 6. Februar 1857 zu Roeskilde, Däne⸗ 

mark, wegen Bettelns, vom Großherzoglich badiſchen 

Landeskommiſſär zu Konſtanz, vom 25. Noe 

vember v. J. 

Heinrich Klaßen, Buchbinder, geboren am 16. 

Auguſt 1859 zu Rotterdam, Niederlande, nieder⸗ 

ländiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom 

Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Ochſenfurt, 

vom 9. Dezember v. J. 

Reinhard Laumen, Ziegelarbeiter, geboren am 

19. November 1859 zu Sittard, Niederlande, 

ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens 

und Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regie⸗ 
rungs⸗Präſidenten zu Düffeldorf, vom 28. De: 

zember v. J. 

Eduard Linke, Gerber, geboren am 25. Mai 
1861 zu Kamnitz, Bezirk Tetſchen, Böhmen, wegen 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Negierungs: 
Präsidenten zu Arnsberg, vom 1. Dezember v. J. 

„Arthur Karl Georg Oudart, Kellner, geboren 
am 16. März 1863 zu Lille, Frankreich, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom 
Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg i. E. 
vom 23. Dezember v. J 

Anna Marie Römer, geborne Schmid, Geſchirr⸗ 

händlersfrau, geboren am 28. März 1874 zu 

Baden, Schweiz, ſchweizeriſche Staatsangehörige, 

wegen Landſtreichens, vom Königlich bayeriſchen 

Bezirksamt zu Parsberg, vom 3. Dezember v. J. 

Johann Sellner, Maurer, geboren am 24. April 

1845 zu Winterberg, Bezirk Prachatitz, Böhmen, 

öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Zande 

ſtreichens und Bettelns, vom Stadtmagiſtrat zu 

Deggendorf, Bayern, vom 10. Dezember v. J. 

Hugo Werner, Former, geboren am 8. Auguſt 

1849 zu Hundsfeld bei Rotterdam, Niederlande, 

wegen Laudſtreichens und Bettelns, von der 

Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft zu 

Zwickan, vom 27. November v. Ss 

Samuel Bigler, Schuhmacher, geboren am 19. 

Auguſt 1864 zu Bümplitz, Kanton Bern, Schweiz, 

ortsangehörigzu Worb, ebendaſelbſt, wegen Bettelns, 

vom Großherzoglich ſächſiſchen Direktor des III. 

Verwaltungsbezirks zu Ciſenach, vom 10. Dee 

zember v. J. 

Gerhard Bulters, Arbeiter, geboren am 10. Ok⸗ 
tober 1859 zu Lütte, Niederlande, ortsangehörig 
zu Loßev, Provinz Overyſſel, ebendaſelbſt, wegen 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präsidenten zu Münſter, vom 19. November v. J. 

16. Adolf Haller, Schiffsknecht, geboren am 6. April 

1876 zu Reinach, Kanton Aargau, Schweiz 


= 


14. 


Ir 


18. 


119, 


21. 


23. 


24. 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


20. Ernſt Oppelt, Fabrikarbeiter, geboren am 28. 


Wenzel Scholze, Färbergehülfe, geboren am 9. 


ſchweizeriſcher Staatsangehöriger, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗ 
Präſidenten zu Metz, vom 10. Dezember v. J. 
Antonie Hejda geborne Blazek, Wittwe, Alter 
unbekannt, aus Neu Cerekoe, Bezirk Pilgram, 
Böhmen, öſterreichiſche Staatsangehörige, wegen 
Landſtreichens, vom Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierungs-Präſidenten zu Caſſel, vom 24. No⸗ 
vember v. J. | 
From Jankel — Doppelname Jakob Eiſen⸗ 
berg —, Schuhmacher, geboren im Jahre 1860 
zu Radomsk, Polen, ruſſiſcher Staatsangehöriger, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs-Präſidenten zu Poſen, 
vom 7. Dezember v. J 

Magdalene Kupilick, unverehelicht, geboren am 
18. März 1862 zu Taus, Böhmen, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Uebertretung ſitten-polizeilicher 
Vorſchriften, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Schleswig, vom 10. Dezember v. J. 


Auguſt 1874 zu Donawitz, Bezirk Karlsbad, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom 
Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Roding, vom 
18. November v. J. 

Ernſt Jakob Rognoni, Koch, geb. am 10. No⸗ 
vember 1876 zu Parrabiago, Italien, italieniſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu 
Metz, vom 10. Dezember v. J. 


September 1872 zu Wartenberg bei Gabel, Böhmen, 
wegen Bettelns und Beilegung eines ihm nicht 
zukommenden Namens, von der Königl. ſächſiſchen 
Kreishauptmannſchaft zu Bautzen, vom 19. OE 
tober v. J. 

Adolf Schoſſig, Schuhmacher, geboren am 12. 
April 1864 zu Petersdorf, Bezirk Gabel, Böhmen, 
wegen Landſtreichens, Bettelns, Führung falſcher 
Legitimationspapiere und Angabe falſchen Namens, 


von der Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft 
zu Dresden, vom 27. Oktober v. J. 

Joſepha Teſſarz geborne Kulka, verwittwete 
Arbeiterin, 52 Jahre alt, geb. und ortsangehörig 
zu Policzka, Böhmen, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Oppeln, vom 13. November v. J. 


5. Franz Tomaſchko, Schloſſer, geboren am 1. Ja: 


nuar 1856 zu Obermoldau, Bezirk Prachatitz, 
Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Stadtmagiſtrat 
zu Deggendorf, Bayern, vom 4. Dezember v. J. 
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26. Adolf Troglauer, Fabrikarbeiter, geb. am 9. 
Februar 1877 zu Niemes, Bezirk Böhmiſch⸗Leipa, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Diebſtahls und 
Bettelns, von der Königlich ſächſiſchen Kreishaupt. 
mannſchaft zu Bautzen, vom 19. Oktober, v. J. 


Verſonal⸗Chronik. 

Die Wahl des Rentiers Rudolph Döhlert zum 
unbeſoldeten Rathmann der Stadt Löbau iſt beſtätigt 
worden. + RE 
Den Königlichen Domänenpächtern Wiechmann 
in Rehden und Krauſe in Fiewo iſt der Charakter 
Königlicher Oberamtmann verliehen worden. 

Der berittene Gendarm Gräske iſt zum Kreis⸗ 
boten bei dem Landraths⸗Amte zu Briefen ernannt. 


16) Erledigte Schulftellen. 

Die Schullehrerſtelle zu Groß Nogath, Kreis 
Graudenz, wird zum 1. April d. J. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Komorowski zu Leſſen zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Borken, Kreis Culm, 
wird zum 1. Februar d. J. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Cunerth zu Culm zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Korzeniec, Kreis Thorn, 
iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Neidel zu Schönſee zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Kamnitz, Kreis Tuchel, 
wird zum 1. Februar d. J. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Dr. Knorr zu Tuchel zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Niederhof, Kr. Graudenz, 
iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Komorowski zu Leſſen zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Rubinkowo, Kreis Thorn, 
wird zum 1. Februar d. J. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Neidel zu Schönſee zu melden. 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 4.) 


Druck von R. Kanter's Gofbudbrudere. 


Beilage zum Amtsblatt. 


Nachtrag zu »Revidirke Statuten“ 


EL 
Zebens- und Penſions-Verſicherungs-Geſellſchaft „Janus“ in Hamburg. 
q 


Nach dem Beſchluß der General⸗Verſammlung vom 11. April 1896 hat die Lit. a des § 47 der Statuten 


folgende Faſſung erhalten: 


a. zur Anlegung in Hypotheken, welche nach Maßgabe der betreffenden Landesgeſetzgebung pupillariſch ſind, beziehungs⸗ 


weiſe 


x Regulativ 

für Feſtſtellung der Beleihungsgrenzen bei Bewilligung 

gypothekariſcher Darlehen auf Grundbeſitz ſeitens der 

Lebens⸗ und Penſions⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft „Janus“ 
in Hamburg. 


1. Beleihung ſtädtiſcher Grundſtücke. 
Beſchaffenheit und Benugungsart der zu beleihenden Grundſtücke. 

Als ſtädtiſche Grundſtücke nach Maßgabe dieſes Regulativs 
sollen in der Regel nur folche beliehen werden, welche in Städten 
a wenigſtens 10,000 Einwohnern oder in der unmittelbaren 
Zähe von größeren Städten liegen, hauptſächlich zu Wohnungen 
dienen und einen Werth von wenigſtens 20,000 Mark haben. 
Ausnahmen hiervon finden nur unter beſonders günſtigen Sicher⸗ 
heitsverhältniſſen ſtatt, und ijt dieſes vorzugsweiſe ſtreng feſt⸗ 
zuhalten bei Grundſtücken, welche zum Betriebe von Fabriken 
enutzt werden. 

Mühlengrundſtücke dürfen nicht beliehen werden. 


Feſtſtellung des Werthes. 


A. 
Gr Die Feſtſtellung des Werthes der zu beleihenden bebauten 
rundſtücke erfolgt nach Maßgabe: 


J. des Bauwerthes der auf ben befindlichen Baulich⸗ 


keiten und des Grund⸗ und Bodenwerthes, 
2. des reinen Mieths⸗ reſp. Nutzungswerthes, 
3. des letzten Kaufpreiſes. 
. 
net a) Als Bauwerth ijt die Feuerverſicherungs⸗Summe anzu⸗ 
n Outen, wenn der Bautechniker der Geſellſchaft (oder ein 
heaatlicher oder ſtädtiſcher Baubeamter — zu welchen auch 
walhs ⸗Maurermeiſter und Raths⸗Zimmermeiſter gerechnet 
Verden —) beſcheinigt, daß die Gebäude fich in gutem baulichen 
‚ultanpe befinden, und daß ihr zeitiger Bauwerth nicht niedriger 
als die Feuerverſicherungs⸗Summe. 

di Wenn der Bautechniker dafür erachtet, daß der Bauwerth 
ei, Verſicherungs-Summe nicht erreiche, ſo iſt von ihm der 
zeitige Bauwerth anzugeben und dieſer maßgebend. 
L b) Als Werth des Grund und Bodens ift derjenige Betrag 
anzuſetzen, welcher nach dem Gutachten des Bautechnikers in 


den letzten Jahren für ähnliche Grundſtücke in derſelben Orts⸗ 


gegend als Preis gezahlt und zur Zeit angemeſſen iſt. 
Ä Zu 2. 

Der Miethsertrag reſp. Nutzungswerth wird feſtgeſtellt: 

a) in Orten, wo Mieths⸗ oder Hausſteuer entrichtet wird, 
durch Steuerzettel oder eine amtliche Beſcheinigung der 
n oder durch die noch gültigen Mieths⸗ 

träge; 

b) an anderen Orten durch die geltenden Miethsverträge 
er ein Atteſt des Ortsvorſtandes oder durch Gutachten 

achverftändiger. Nicht vermiethete Lokalitäten werden 
nach mäßigem Anſchlage geſchätzt. 


den Beſtimmungen des beiliegenden Regulativs entſprechen. 


Der Bautechniker hat ſich gutachtlich über die 
Angemeſſenheit der Miethen und den Miethswerth 
der leerſtehenden Lokalitäten zu äußern; 

©) der amtliche Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerth kann als 
reiner Miethsertrag angeſehen werden. 

d) Bei Rohbauten wird der Miethsertrag reſp. Nutzungs⸗ 
werth durch den Fe der Geſellſchaft, oder 
durch Gutachten anderer Sachverſtändiger geſchätzt. 

Der hiernach ermittelte Miethsertrag wird zum 
Zinsfuß von 4½ % kapitaliſirt. 

Zu 8. 

Der letzte Kaufpreis iſt urkundlich nachzuweiſen und kommt 
in Betracht, wenn er aus einem innerhalb der letzten zehn 
Jahre geſchloſſenen Kaufvertrage oder Erbrezeſſe hervorgeht 
und unverdächtig iſt, und wenn ſeildem nicht Neubauten oder 
erhebliche Umbauten reſp. Abbrüche oder ſonſtige Ver⸗ 
ſchlechterungen auf dem Grundſtücke vorgenommen ſind. 

Als Beleihungswerth des Grundſtücks iſt zu betrachten: 

a) der Regel nach der Durchſchnitts⸗Betrag der nach 

Fife 1 bis 3 ermittelten drei Werthe; 

b) falls einer dieſer Factoren nicht zuverläſſig zu ermitteln 
iſt (insbeſondere wenn der letzte Erwerbspreis wegen 
Zeitablaufs nicht maßgebend ſein kann), der Durchſchnitt 
aus den beiden anderen Factoren. 


B. 

Bei Bauftellen und Gärten ohne Wohngebäude wird der 
Werth auf die in A zu 1 sub b angegebene Weiſe feſtgeſtellt. 
Beleihungsgrenzen. 

Die Geſellſchaft kann ſtädtiſche Grundſtücke bis zu ho des 
nach A. ermittelten Beleihungswerthes beleihen; jedoch darf 
die Beleihung in keinem Falle über diejenige Summe hinaus⸗ 
gehen, welche ſich aus der Zuſammenrechnung 

a) des Feuerkaſſen⸗ bez. Bauwerthes und 

b) der Hälfte des Grund⸗ und Bodenwerthes ergiebt. 

Bauſtellen und Gärten ſollen nur bis zur Hälfte des 
nach B. angeſetzten Beleihungswerthes beliehen werden. 

2. Beleihung ländlichen Grund beſitzes. 

Ländliche Grundſtücke dürfen nur innerhalb zwei Drittel 
des durch landſchaftliche, ritterſchaſtliche oder gerichtliche, 
nach landſchaftlichen oder ritterſchaftlichen Grundſätzen auf⸗ 
genommene Taxe feſtgeſtellten Beleihungswerthes, oder inner⸗ 
halb des fünfzehnfachen Betrages des Grundſteuerreinertrages 


beliehen werden. 
Schlußbeſtimmung. 

Dieſes Regulativ kann durch gemeinſchaftlichen 
Beſchluß des Verwaltungsrathes und der Direction 
geändert werden. 

Hamburg, den 30. Mai 1896. 

Die Direction des „Janus“. 
| gez. Ernſt Schmidt. gez. Ebeling, 


Dem leingehefteten) in Folge der Beſchlüſſe der General⸗Verſammlung vom 11. April d. Js. aufgeftellten 


1 1 zu den revidirten Statuten der Lebens⸗ und 
te unter Nr. 3 der Conzeſſion vom 13. December 


Berlin, den 4. October 1896. (L. S.) 


Genehmigungsurkunde. 
J. A. 9879. 


Penſions⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft „Janus“ in Hamburg 
1854 vorbehaltene Genehmigung hierdurch ertheilt. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter des Innern 
Im Auftrage gez. Haaſe. 
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